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Vorbereitungen für die Vierte Weitfrauenkonferenz in Peking 


Vom 4. bis 15. September 1995 wird in Peking die Vierte Weltfrauen- 
konferenz der Vereinten Nationen stattfinden. Die Bundesregierung hat 
im Vorfeld der Konferenz im Juli 1992 ein Nationales Vorbereitungs- 
komitee einberufen, das selbst wiederum zwölf thematische Arbeits- 
gruppen gebildet hat. In diesen zwölf Arbeitsgruppen haben sich circa 
300 Frauen und einige Männer aus einem breiten Spektrum von Ver- 
einen und Verbänden, autonomen Gruppen, Parteien und Gewerk- 
schaften, Kommunen und Ländern, Ministerien, Unternehmen, den Kir- 
chen, aus Wissenschaft und Forschung, aus den neuen und alten Bun- 
desländern zusammengefunden. Sie haben aus ihrer Sicht eine Be- 
standsaufnahme der Lebenssituation von Frauen erarbeitet und Kon- 
zepte und Forderungen für eine stärker frauenorientierte Zukunft for- 
muliert. Die Berichte der Arbeitsgruppen liegen in einer Lang- und einer 
Kurzfassung vor. 

Des weiteren hat die Bundesregierung am 24. Juni 1994 eine Nationale 
Vorbereitungskonferenz für die Vierte Weltfrauenkonferenz durchge- 
führt, auf der in vier Workshops Hindernisse der Gleichberechtigung 
von Frauen benannt und Lösungsansätze formuliert wurden. 

Im Vorfeld der 39. Sitzung der Frauenrechtskommission der Vereinten 
Nationen vom 15. März bis 4. April 1995 fand ferner am 17. Februar 1995 
eine Anhörung des Bundesministeriums für Famüie, Senioren, Frauen 
und Jugend statt, in der von seiten des Nationalen Vorbereitungskomi- 
tees und geladener Expertinnen Kritik und Änderungsvorschläge zum 
Entwurf des Abschlußdokuments der Vierten Weltfrauenkonferenz vor- 
getragen wurden. 

1. In welcher Form hat das Nationale Vorbereitungskomitee die Bun- 
desregierung bei der Erstellung des Regierungsberichts für die 
Vierte Weltfrauenkonferenz beraten? 


Das Nationale Vorbereitungskomitee für die Vierte Weltfrauen- 
konferenz hat Anregungen und Vorschläge zur Abfassung des 
Regierungsberichts vorgelegt - s. hierzu auch Antwort zu Frage 3 - 
und auf seiner 3. Sitzung am 28. Oktober 1993 den Gliederungs- 
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entwurf des Berichts der Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land für die Vierte Weltfrauenkonferenz 1995 im Detail beraten. 


2. Trifft es zu, daß der Bericht der Bundesregierung zu keinem Zeit- 
punkt vor der Verabschiedung durch das Kabinett dem Nationalen 
Vorbereitungskomitee zu einer Stellungnahme vorgelegt wurde? 

Wenn ja, wie ist dies mit der diesem Gremium übertragenen Auf- 
gabe vereinbar, die Bundesregierung bei der Erstellung des Regie- 
rungsberichts zu beraten? 


Der Bericht der Regierung der Bundesrepublik Deutschland für 
die Vierte Weltfrauenkonferenz 1995 wurde dem Nationalen Vor- 
bereitungskomitee (NVK) nach Verabschiedung durch das Kabi- 
nett vorgelegt und auf der 5. NVK-Sitzung am 22. November 1994 
beraten. Bei der Erstellung des Berichts der Bundesregierung 
wurden Ergebnisse der Nationalen Vorbereitungskonferenz vom 
24. Juni 1994 berücksichtigt. 

Neben dem Bericht der Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land für die Vierte Weltfrauenkonferenz 1995 liegen die in einem 
Band zusammengefaßten Berichte der zwölf Arbeitsgruppen des 
deutschen Nationalen Vorbereitungskomitees für die Vierte Welt- 
frauenkonferenz den Vereinten Nationen vor. 


3. In welcher Form sind die Analysen und Forderungen der zwölf 
Arbeitsgruppen des Nationalen Vorbereitungskomitees in den 
Regierungsbericht für die Vierte Weltfrauenkonferenz eingeflos- 
sen, wie dies von der ehemaligen Bundesministerin für Frauen und 
Jugend, Dr. Angela Merkel, auf der Nationalen Vorbereitungs- 
konferenz angekündigt worden war? 


Die Berichte der Arbeitsgruppen lagen zur Zeit der Erstellung des 
Berichts der Bundesregierung vor und sind als Arbeitsgrundlage 
mit herangezogen worden. 


4. Wodurch sah sich die Bundesregierung veranlaßt, einige der the- 
matischen Schwerpunkte der vom Nationalen Vorbereitungskomi- 
tee eingesetzten Arbeitsgruppen (insbesondere die Themen der AG 
11 „Frauen und Frieden" sowie der AG 12 „Frauen und Umwelt") 
im Regierungsbericht nicht anzusprechen? 


Der Bericht der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
orientiert sich in erster Linie an der Gliederungsvorgabe der 
Vereinten Nationen vom Oktober 1993, die Schlüsselindikatoren 
(key indicators) vorgibt. Weder „Frauen und Frieden" noch 
„Frauen und Umwelt" wurden als Indikatoren vorgegeben. 


5. Ist durch die Übersendung der Kurzfassungen der Berichte der 
zwölf Arbeitsgruppen in englischer Sprache an die Frauenrechts- 
kommission der Vereinten Nationen bereits sichergestellt, daß die 
Arbeitsgruppenberichte in die Konferenzdokumente aufgenommen 
werden bzw. die Delegationen zur Weltfrauenkonferenz Zugang zu 
den Arbeitsgruppenberichten haben? 
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Die Berichte der zwölf Arbeitsgruppen des NVK wurden wie der 
Bericht der Bundesregierung den Vereinten Nationen zugesandt. 
Es liegt im Ermessen der Vereinten Nationen, was in die Konfe- 
renzdokumente aufgenommen wird. Die Bundesregierung wird - 
wie bisher - beide Berichte allen Interessenten zur Verfügung 
stellen, auch in Peking. 


6. In welcher Form wird die Bundesregierung die Arbeitsergebnisse 
und Forderungen der zwölf Arbeitsgruppen des Nationalen Vorbe- 
reitungskomitees für die Vierte Weltfrauenkonferenz 1995 in ihrer 
weiteren Arbeit aufgreifen? 


Die Bundesregierung wird die Arbeitsergebnisse und Forderun- 
gen der zwölf Arbeitsgruppen des NVK in ihrer weiteren Arbeit 
aufgfeifen, soweit sie der Gleichberechtigungspolitik der Bundes- 
regierung entsprechen. 


7. In welcher Form hat die Bundesregierung die Anregungen der 
Anhörung vom 17. Februar 1995 zur Verbesserung des Entwurfs 
des Abschlußdokuments der Vierten Weltfrauenkonferenz aufge- 
griffen und in die Beratungen der Europäischen Union zur Vorbe- 
reitung der Vierten Weltfrauenkonferenz bzw. in die Beratungen 
der 39. Sitzung der Frauenrechtskommission der Vereinten Natio- 
nen eingebracht? 


Die Bundesregierung hat die Anregungen der Anhörung vom 
17. Februar 1995, soweit sie von der Bundesregierung getragen 
werden konnten, in die Beratung der Europäischen Union zur 
Vorbereitung und während der Verhandlungen über den Entwurf 
der Aktionsplattform für die Vierte Weltfrauenkonferenz auf der 
39. Sitzung der Frauenrechtskommission der Vereinten Nationen 
eingebracht. 


8. Zu welchem Ergebnis kamen die Beratungen der Ad-hoc-Gruppen 
der Europäischen Union, die zur Abstimmung einer gemeinsamen 
Position der EU-Mitgliedstaaten zum Entwurf des Abschlußdoku- 
ments der Vierten Weltfrauenkonferenz eingesetzt wurde? 

In welcher Form wird die Ad-hoc-Gruppe der Europäischen Union 
ihre Arbeit fortsetzen? 


Die Ad-hoc-Gruppe der Europäischen Union fand eine gemein- 
same Position, die von der EU-Präsidentschaft dem Sekretariat 
der Frauenrechtskommission übermittelt wurde und in den Ver- 
handlungen zur Aktionsplattform vertreten wurde. Die nächste 
Ad-hoc-Sitzung der Europäischen Union wird am 30. Mai 1995 
stattfinden. 


3 



Drucksache 13/1254 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


9. Welche zentralen Anliegen wird die Bundesregierung auf der Vier- 
ten Weltfrauenkonferenz vertreten? 


Zentrale Anliegen für die Bundesregierung sind: 

— Menschenrechte, 

— gleichberechtigte Teilhabe von Frauen in allen Bereichen und 
auf allen Ebenen des politischen, gesellschaftlichen und wirt- 
schaftlichen Lebens. 


10. Sieht die Bundesregierung ihre zentralen Anliegen im aktuellen 
Entwurf des Abschlußdokuments für die Vierte Weltfrauen- 
konferenz enthalten? 


Ja. 


11. Trifft es zu, daß im Rahmen der Beratungen der Frauenrechts- 
kommission vom 15. März bis 4. April 1995 grundlegende Kritik am 
Entwurf des Abschlußdokuments, unter anderem auch von seiten 
der Europäischen Union, laut wurde? 

Welche Kritikpunkte waren im einzelnen angesprochen, und wel- 
che der angesprochenen Kritikpunkte teilt die Bundesregierung? 


Es ist zutreffend, daß im Rahmen der Beratungen der Frauen- 
rechtskommission vom 15. März bis zum 7. April in New York 
Kritik am Entwurf des Abschlußdokumentes geübt worden ist. 
Von den meisten Staaten - dazu gehörten die EU-Staaten - wurde 
kritisiert, daß sich die Ergebnisse der fünf Regionalkonferenzen 
nicht in dem Entwurf der Aktionsplattform wiederfanden. Des 
weiteren wurde kritisiert, daß der Entwurf der Aktionsplattform 
den beteiligten Staaten erheblich verspätet zugestellt worden ist. 
Der Entwurf berücksichtigte die Situation der Frauen in den Indu- 
striestaaten nur unzulänglich. Der Europäischen Union blieb 
äußerst wenig Zeit, die notwendige Überarbeitung vor Konferenz- 
beginn durchzuführen und abzustimmen. Die Gruppe der 77 
konnte sich erst in New York mit dem Entwurf beschäftigen. Dies 
hat zu erheblichen Verzögerungen auf der Konferenz selbst ge- 
führt. Die Präsidentschaft der Europäischen Union hat diese Kritik 
in New York in aller Deutlichkeit vorgetragen. Die Europäische 
Union kritisierte darüber hinaus insbesondere die Darstellung der 
Themenbereiche: Menschenrechte, Gesundheit, ungleiche Teil- 
habe von Männern und Frauen an Entscheidungspositionen. Die 
Bundesregierung teilt alle hier aufgeführten Kritikpunkte. 


12. Welche Bemühungen gibt es von seiten der Bundesregierung, die 
Teilnahme von Nichtregierungsorganisationen sowohl am Forum 
der Nichtregierungsorganisationen als auch an der Regierungs- 
konferenz zu ermöglichen und zu unterstützen? 

Welche Schritte wird die Bundesregierung unternehmen, um den 
Zugang von Nichtregierungsorganisationen zur Regierungskonfe- 
renz sicherzustellen? 


Die Bundesregierung setzt sich seit langem dafür ein, daß interes- 
sierte Nichtregierungsorganisationen eine problemfreie Teil- 
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nähme an dem NRO-Forum und - gemäß den VN-Regeln - an der 
Vierten Weltkonferenz ermöglicht wird. Sie hat dies bei verschie- 
denen Gesprächen sowohl mit der Generalsekretärin der Konfe- 
renz, Frau Mongella, als auch mit den chinesischen Gastgebern 
getan. 

Die Entscheidung über die Zulassung von Nichtregierungsorgani- 
sationen als Beobachter der Weltfrauenkonferenz trifft die 
Frauenrechtskommission der Vereinten Nationen als Vorberei- 
tungsausschuß der Konferenz anhand von Vorschlägen des Sekre- 
tariats. Auf der letzten Sitzung der Frauenrechtskommission vom 
15. März bis 17. April 1995 hat das Sekretariat auf Anfrage der 
Europäischen Union mitgeteilt, daß es eine Gruppe von ca, 450 
Nichtregierungsorganisationen der Kommission nicht zur Zulas- 
sung vorgeschlagen habe, da die Prüfung ihrer Unterlagen er- 
geben habe, daß sie nicht die Kriterien für eine Zulassung erfüll- 
ten. 

Eine daraufhin von der Europäischen Union eingebrachte Resolu- 
tion, für deren Annahme wir uns eingesetzt haben, wurde am 
21. April 1995 von der Generalversammlung der Vereinten Natio- 
nen ohne Gegenstimme bei einer Enthaltung (China) angenom- 
men. Die Resolution gibt dem VN-Sekretariat auf, mit allen vorge- 
schlagenen Organisationen nochmals Kontakt aufzunehmen und 
die Zulassungsvorschläge auf der Grundlage ggfs, ergänzender 
Angaben zu überprüfen. 

Da die Frauenrechtskommission vor der Weltfrauenkonferenz in 
Peking nicht mehr Zusammentritt, soll der Wirtschafts- und Sozial- 
rat auf seiner Tagung vom 27. Juni bis 28. Juli 1995 über die 
endgültigen Zulassungen entscheiden. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß somit alle Nichtregie- 
rungsorganisationen, die die Kriterien für die Zulassung erfüllen, 
zur Teilnahme an der Weltfrauenkonferenz zugelassen werden. 


13. Welche Schritte wird die Bundesregierung unternehmen, um den 
Zugang insbesondere der exil-tibetanischen und taiwanesischen 
Nichtregierungsorganisationen zum Forum der Nichtregierungs- 
organisationen und zur Regierungskonferenz in Peking sicherzu- 
stellen. 


Zu der Gruppe von ca. 450 Nichtregierungsorganisationen, die 
das Sekretariat der Frauenrechtskommission nach Prüfung der 
Unterlagen nicht zur Zulassung vorgeschlagen hatte, gehörten 
auch tibetische und taiwanesische Organisationen, die ihren Sitz 
überwiegend in den Vereinigten Staaten haben. 

Siehe auch Antwort zu Frage 12. 
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